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Die Abgeordneten zun Natiom1rat Probst, Dr. Gugerbauer um Dr. 

FrischeIBchlager haben am 21. Dezanber 1989 unter der Zl. 4823/J-NR/l989 

an mich eine schriftliche Anfrage betreffem UnterstützurqsmaßIBhnen für 

Bevö1keru:n:Jsteile des SUdaIB gerichtet, welche den fo1gerrlen Wortlaut 

hat: 

1. Sirrl Ihnen die Re-Islamisieru:n:Jsp1äne der Regierun:J im Sudan bekannt? 

2. Wie weit sirrl die Friedersbanühu:n:Jen im Sudan gediehen? 

3. Wie groß ist die Anzahl jener MeIBchen, die in sudanesischer 

F1üchtli:n:Js1agern leben? 

4. Welche Maßnahmen haben sie getroffen, um die FriedeIBbanühurqen im 

Sudan zu fördern? 

5. Welche Maßnahmen haben Sie getroffen, um das Leid der Flüchtli:n:Je im 

Sudan zu 1imern? 

Ich beehre mich, diese Anfrage wie folgt zu beantworten: 
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Zu 1.: 

Mein Ressort verfolgt die Re-Islamisierungspläne der sudanesischen 

Regierung mi t großer Aufmerksamkei t. 

1983 hatte der damalige sudanesische Staatschef, Oberst Numeiri, das 

islanische Recht, die Scharia, im SUdan eingeführt. 1985 wurde Numeiri 

von der Annee gestürzt, welche 1986 die Regierung einer aus mehreren 

Parteien besteherrlen Koalition übergab, die mit dem Ziel antrat, die auf 

dem Islam basiererrlen urrl für die christlich-animistische Bevölkerung des 

Südsudans unannehnbaren Gesetze aufzuheben. 

nn Dezember 1987 gab der damalige Ministerpräsident Al-Mahdi bekannt, daß 

eine Reihe von islanischen Rechtsvorschriften aufgehoben worden seien urrl 

daß die Ersetzung der verbleiberrlen durch neue Gesetze überprüft werde. 

nn November 1988 unterzeichnete eine der damaligen Regierungsparteien, 

die "Danckratische Unionspartei" ein Friedensabkamnen mit der SPLA (SUdan 

people's Liberation Anny), der WiderstarrlsbeweguIlJ im Südsudan. Dieses 

Abkamnen sah die SUsperrlierung des islamischen Rechts als Vorstufe zur 

BeerrliguIlJ des Bürgerkrieges vor. Nachdem 47 poli tische GruppieruIlJen 

dieses Abkamnen irrlorsiert hatten, bildete der Ministerpräsident eine auf 

brei ter Basis fußerrle RegieruIlJ. 

Am 30. Juni 1989 wurde die Regierung Al-Mahdi durch einen Mili tärputsch 

gestürzt. Die derzeitige Regierung von Ministerpräsident Qnar Hassan 

Ahmed Al-Bashir erwog, den SUdan in eine Fooera tion cder eine 

Konfooeration umzuwarrleln urrl die Sharia in den überwiegerrl moslemischen 

Teilen des Larrles einzuführen. 

Die SPLA weist diesen vorschlag zurück, da die Bevölkerung auch aufgrurrl 

der Flüchtlingsbewegungen sehr vermischt ist. Sie besteht auf GrürrluIlJ 

eines sekulären Staatswesens. 

Die sudanesische Regierung hat am 7. DeZEmber 1989 erklärt, daß die 

Gerichte rnnnehr die Sharia anwerrlen können. 

Es wird vermutet, daß der Kurzbesudh des ägyptischen Präsidenten Mubaraks 

am 31. Dezember des Vorjahres in Khartum dem Ziel gedient hat, die 

Ausrufung einer islamischen Republik Sudan durch die immer 

furrlanentalistischer agiererrle Militärregierung zuverhirrlern. 
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Zu 2.: 

Nach der Machtllbernahne der Militärjunta unter General Qnar Al-Bashir am 

30. Juni des Vorjahres herrschte im Süden des SUdam bis Cktooer 1989 ein 

relativer Frieden. 

Nach militärischen Erfolgen der Vo1ksbefreiungsannee SPLA im November 

wurden für Anfang Dezanber die Abha1 tUl1:J von Gesprächen zwischen der 

Mi1itärregierul1:J und der SPLA zur Beendigul1:J des Bürgerkrieges 

vereinbart. Diese Gespräche schei terten jedoch nach fünf Tagen. seitdem 

scheint General Al-Bashir wieder einer mili tärischen LCsUl1:J den Vorral1:J 

zu geben. 

Nach Ans ich t des ehemaligen US-Präsidenten Carter, dem eine 

Vennittlerrolle bei diesen Gesprächen zukam, war keine der 

Konfliktparteien berei t, die für einen Frieden notwen:1igen "schwierigen 

Schri tte" zu setzen. 

Der ägyptische Präsident Hubarak hat bei seinem berei ts erwähnten Besuch 

in Khartum Ende 1989, Kairo als Ort zukünftiger Verhandlungen zwischen 

der sudanesischen Regierung und der SPLA al1:Jeboten. Dennoch erscheint 

eine BeenUgung des Bürgerkriegs weniger denn je in Aussicht. 

Zu 3.: 

Schätzungsweise existieren zwei bis drei Millionen "displaced persom" 

rund um die sudanesische Hauptstadt KharbJm. Diese Personen besitzen aber 

keinen F1üchtlil1:Jsstab.ls, weswegen sie von Flüchtlil1:Jshochkamnissär nicht 

betreut werden und auch nicht in Lagern leben. Sie werden ausschließ1idr .. 

von nichtstaatlichen Organisationen (N30's) versorgt und befinden sich in 

einer äußerst prekären Lage. 

Im SUdan leben über eine Million Mernchen mit Flüchtlir)j'Sstab.ls, davon 

700.000 bis 800.000 aus den von Hungernot um Bürgerkrieg besomers 

betroffenen äthicpischen Provinzen Eri trea und Tigre; 20.000 aus den 

Tschad und weitere 20.000 aus Uganda. Zusätzlich leben rum 300.000 

Flüchtlinge in Lagern an der Grenze zu Äthicpien. 
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Zu 4.: 

Der SUdan ist seit der Erlargurg der Unabhärgigkei tim Jahre 1956 

aufgrum seiner ethnischen um religiesen Zusarnnensetzurg, des stark 

ausgeprägten Tribalismus, der Stamnesfehden um dem Gegensatz zwischen 

dem m03lenischen Norden um dem christlich/an.imistischen SÜden ein Lam, 

welches auch ohne die in der Folge eirgetretenen Einflüsse von außen ein 

großes KOnfliktpotential aufweist. Die UberwiIrlurg dieser tief 

verwurzelten Gegensätze, sowie Ubervölkerurg, Annut um Flüchtlin:;Jselerd 

lassen eine Friedenslesun:;J besomers schwer realisierbar erscheinen. 

Im Rahnen seiner Meqlichkeiten ist österreich dennoch bemüht, nach 

Mitteln zu suchen, die zu einer UberwinduIlJ dieser Siblation beizutragen 

geeignet sim. Ähnlich wie die staaten der EG, die im Novanber des 

vorjahres an den Sudan awe1liert haben, einen Prozeß der natioralen 

Versöhnung einzuleiten um die Menschenrech te einzuhalten, wurde auch 

gegenüber den hiesigen sudanesischen Botschafter die analogen 

esterreichischen E~rblngen in geeigneter Weise zun Ausdruck gebracht. 

Trotz allem müssen die Char:cen österreichs, das zudem über keinen im 

SUdan residierenden Botschafter verfügt, auf dieses Lam einen Einfluß 

auszuüben, realistisch beurteilt werden. Auch die erst kürzlich 

unternommene Vermittlurgsinitiative des ehemaligen us-Präsidenten Carter 

ist - wie oben erwähnt - gescheitert. 

Dennoch wird österreich audl weiterhin - gerade wegen des hohen 

Stellenwertes der Menschenrechte in der österreichischen Außenpolitik -

alle Schritte, die geeignet sim, zu einer Beerdigung des Bürgerkrieges 

beizutragen, unterstützen. 

Zu 5.: 

On die Not der über 1 Million F1üdltlime im Sudan zu lirdern, hat 

österreich die Lieferum von 4000 t Weizen bzw. Weizenäquivalent im 

Rahnen des von den Vereinten Nationen am 1. April 1989 beschl03senen .-.... 

Hilfsprogranrns "Operation life line" beschl03sen. 

4661/AB XVII. GP - Anfragebeantwortung  (gescanntes Original)4 von 5

www.parlament.gv.at



- 5 -

Darüberhinaus hat die österreichische Burrlesregierur.g im vergar.genen Jahr 

dem "Sudan-Relief" Flüc:htlingshilfeprogramn einen Betrag von ÖS 1 Million 

zur Verfügung gestellt. 
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